
* Die AG Digitale Medizin setzt sich aus ärztlichem und therapeutischem Personal zusammen. 

Sie untersucht den Einfluss digitaler Medien auf die Entwicklung von Kindern und Jugendli-

chen, mit den Schwerpunkten digitale Gewalt, Digitalkompetenz und digitale Behandlungs-

möglichkeiten. Aus den Erkenntnissen werden Maßnahmen für die pädagogische und thera-

peutische Prävention und Intervention abgeleitet, umgesetzt und wissenschaftlich evaluiert. 
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Allgemeine Einschätzung  

Ich begrüße die Vision des Antrags: digitale Chancen fördern, Risiken mindern, Schule als 

Schutz- und Entwicklungsraum stärken. Die acht geforderten Maßnahmen sind in Summe an-

spruchsvoll und greifen ineinander – sie sollten daher priorisiert und in einem kohärenten Im-

plementierungs- und Evaluationsrahmen gebündelt werden. Leitend ist eine balancierte, ent-

wicklungspsychologisch fundierte Haltung: Kinder und Jugendliche sollen digital kompetent, 

gesund und selbstbestimmt aufwachsen. Angesichts schneller technischer Innovationen und 

begrenzter, teils heterogener Evidenz spricht – wie jüngst fachlich empfohlen1 – das Vorsor-

geprinzip für klare Schutzmechanismen und Befähigung durch Bildung, begleitet von Monito-

ring und konsequenter Qualitätssicherung.  

Ausgangslage. Digitale Sozialräume beginnen heute im Kindesalter. Die KIM2- und JIM3-Stu-

dien zeigen, dass Kinder deutlich vor dem plattformseitig geforderten Mindestalter von 13 Jah-

ren regelmäßig soziale Medien nutzen. Besonders beim Smartphone steigt die Verfügbarkeit 

mit dem Alter stark an: 11 % der 6- bis 7-Jährigen, 33 % der 8- bis 9-Jährigen, 63 % der 10- 

bis 11-Jährigen und 79 % der 12- bis 13-Jährigen haben ein eigenes Gerät oder nutzen eines 

der Familienmitglieder. Bei den 10- bis 17-Jährigen beträgt die durchschnittliche Social-Media-

Zeit 2,37 Stunden an Schultagen und 3,47 Stunden an Wochenenden; 21,1 % zeigen riskante 

und 4,7 % suchtartige Nutzungsmuster – hochgerechnet über eine Million bzw. rund 

300.000 Betroffene1. Diese Zahlen verdeutlichen die hohe Alltagsrelevanz sozialer Medien 

schon im Kindesalter und unterstreichen die Notwendigkeit früher, verbindlicher und ge-

schlechtssensibler Prävention. 

1) Förderung digitaler Chancen & Minimierung von Risiken  

Digitale Umgebungen binden Aufmerksamkeit durch verstärkungsbasierte Mechanismen 

(z. B. intermittierende Belohnung, Autoplay, Push), unterstützt durch design- und algorithmus-

basierte „Dark Patterns4“. Parallel suchen vulnerable Heranwachsende im Netz häufig die Er-

füllung grundlegender Bedürfnisse (Bindung, Selbstwert, Orientierung, Lustgewinn/Unlustver-

meidung), wenn diese offline unzureichend bedient sind. Digitale Medien werden häufig ge-

nutzt, um kurzfristig Anspannung zu reduzieren oder unangenehme Aufgaben aufzuschieben 

 
1 Brailovskaia, J. et al. (2025). Soziale Medien und die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen (Diskus-
sion Nr. 40). Halle (Saale): Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina. https://doi.org/10.26164/leopol-
dina_03_01307 
2 Feierabend, S., Rathgeb, T., Gerigk, Y. & Glöckler, S. (2025). KIM-Studie 2024: Kindheit, Internet, Medien. Basisunter-
suchung zum Medienumgang 6- bis 13-Jähriger in Deutschland (2., aktualisierte Aufl.). Stuttgart: Medienpädagogi-
scher Forschungsverbund Südwest (LFK, Medienanstalt RLP, SWR). 
3 Feierabend, S., Rathgeb, T., Gerigk, Y. & Glöckler, S. (2023). JIM-Studie 2023: Jugend, Information, (Multi-)Media. Ba-
sisuntersuchung zum Medienumgang von 12- bis 19-Jährigen in Deutschland. Stuttgart: Medienpädagogischer For-
schungsverbund Südwest (LFK, Medienanstalt RLP, SWR). 
4 Gezielte Gestaltungsmuster in digitalen Medien – dazu gehören visuelle Designelemente, irreführende 
Texte und komplexe Navigationsstrukturen –, die Nutzer:innen manipulieren und zu ungewollten Entschei-
dungen verleiten (https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2022/04_dark-pat-
terns.html) 
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– ein Verhalten, das in der Forschung als digitale Prokrastination bezeichnet wird. 

Neurobiologische Modelle betonen dabei die Aktivierung dopaminerger Belohnungssysteme 

und Defizite in inhibitorischer Kontrolle und Emotionsregulation5, die zu einer Verstärkung die-

ser Aufschubmechanismen beitragen. Damit ist Prokrastination ein zentraler transdiagnosti-

scher Wirkfaktor bei der Entstehung internetbezogener Störungen und sollte präventiv adres-

siert werden. Daraus folgt: Nur auf „digitale Aufklärung“ zu setzen, verfehlt häufig die Ursache; 

wirksam ist ein Doppelansatz aus Kompetenzaufbau und Stärkung transdiagnostischer 

Schutzfaktoren (Emotionsregulation, Selbstwirksamkeit, soziale Kompetenz), ergänzt um 

klare Schutzregeln. Ich empfehle die Einführung eines regulär verankerten Schulfachs „Ge-

sundheitskompetenz“ ab Klasse 1, das die zentralen Bausteine psychischer, sozialer und 

digitaler Gesundheit altersgerecht integriert. Neben klassischer Gesundheitsförderung sollten 

darin auch Inhalte zu Digitalkompetenz vermittelt werden – etwa Netiquette, synchrone vs. 

asynchrone Kommunikation, Funktionslogiken digitaler Plattformen (Algorithmen, Feeds, 

Push-Mechanismen), der Umgang mit Desinformation, digitale Selbstregulation und Hilfesuch-

verhalten. Kinder müssen lernen und üben sich in digitalen Welten zu bewegen (Wo ler-

nen und üben Kinder, wie man sich in sozialen Medien verhält?). Ein solches Fach würde 

einen gemeinsamen Wissensrahmen innerhalb der gesamten Schulgemeinschaft schaffen – 

bei Schüler:innen, Lehrkräften und Eltern – und damit eine Grundlage für eine kohärente Ge-

sundheits- und Präventionskultur in Schulen bilden. Ergänzend sollte geprüft werden, wie be-

stehende oder neu zu entwickelnde digitale Plattformen Schulen unterstützen können, The-

men wie Medienkompetenz, digitale Resilienz und (psychische) Gesundheit strukturiert zu ver-

mitteln. Solche Plattformen könnten als lern- und praxisorientierte Schnittstellen dienen – mit 

altersgerechten Materialien, Peer-basierten Ansätzen und Tools für Selbstreflexion und Unter-

richtsgestaltung. In die Konzeption sollten Jugendliche im Sinne partizipativer Entwicklung ak-

tiv einbezogen werden, um Akzeptanz, Relevanz und Nachhaltigkeit zu erhöhen. Perspekti-

visch ließen sich darüber auch ggfs. niedrigschwellige Screening- oder Früherkennungsele-

mente integrieren, die (psychische) Belastungen frühzeitig sichtbar machen und gezielte Un-

terstützungsangebote ermöglichen. 

Langfristig könnte dieses Fach als zentraler Beitrag zur schulischen Gesundheitsförderung 

und Prävention psychischer Erkrankungen verankert werden. Es greift transdiagnostische 

Schutzfaktoren (z. B. Emotionsregulation, Selbstwirksamkeit, soziale Kompetenz, kritisches 

 
5 Brand, M., Wegmann, E., Stark, R., Müller, A., Wölfling, K., Robbins, T. W. & Potenza, M. N. (2019). The Interaction of 
Person-Affect-Cognition-Execution (I-PACE) model for addictive behaviors: Update, generalization, and specification. 
Neuroscience & Biobehavioral Reviews, 104, 1–10. https://doi.org/10.1016/j.neubiorev.2019.06.032 
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Denken) auf, die in der psychotherapeutischen Forschung als besonders wirksam für die Prä-

vention unterschiedlicher Störungsbilder gelten6,7. Dieses Konzept steht in enger Übereinstim-

mung mit dem WHO-Leitbild des „Whole School Approach“, das Schulen als zentrale Orte 

für Gesundheitsförderung, psychische Entwicklung und soziale Teilhabe versteht8,9. Der An-

satz zielt darauf, Gesundheitskompetenz nicht nur als isoliertes Unterrichtsthema, sondern als 

strukturgebenden Bestandteil schulischer Kultur zu verankern – über Curriculum, Schulklima, 

Elternarbeit und Community-Partnerschaften hinweg. Eine verbindliche „Gesundheitsbildung“ 

würde somit die Standards der Health-Promoting Schools-Initiative erfüllen und zugleich ein 

Rahmenkonzept bieten, in das evaluierte Präventionsprogramme (z. B. zur Förderung sozial-

emotionaler Kompetenzen oder digitalen Wohlbefindens) integriert werden könnten. Damit 

ließe sich ein nachhaltiger Beitrag zur psychischen Gesundheitskompetenz, digitalen Selbst-

bestimmung und Resilienz von Kindern und Jugendlichen leisten – mit evidenzbasiertem Nut-

zen über die Schulzeit hinaus. 

Hinweis zur Resilienz-Rhetorik. Die Förderung von Resilienz ist wichtig, darf jedoch nicht 

dazu führen, Verantwortung von den digitalen Strukturen auf die Kinder selbst zu verlagern. 

Wenn Kinder und Jugendliche online mit Aggression, sexualisierten Inhalten oder sozi-

alem Ausschluss konfrontiert werden und sich dadurch belastet fühlen, ist das kein 

Ausdruck mangelnder persönlicher Stärke, sondern ein Hinweis auf unzureichenden 

Schutz in digitalen Umgebungen. Resilienz kann daher allenfalls als „Brückentechnologie“ 

verstanden werden – sie hilft, Belastungen besser zu bewältigen, ersetzt aber keine struktu-

rellen Schutzmaßnahmen. Notwendig bleiben klare Rahmenbedingungen: altersgerechte 

Plattformvorgaben, konsequente Aufsichtspflichten, verbindliche Schulregeln und ein sicherer 

pädagogischer Rahmen. Nur das Zusammenspiel von individueller Stärkung und strukturellem 

Schutz kann Kinder wirklich befähigen, digitale Räume selbstbestimmt und sicher zu nutzen. 

In diesem Zusammenhang sollte der Begriff des Kinderschutzes konsequent erweitert wer-

den. Bislang bezieht sich Kinderschutz in Schulen und Institutionen überwiegend auf körperli-

che und sexualisierte Gewalt. Digitale Gewalt, Manipulation und Cybermobbing gehören je-

doch ebenso dazu. Kinderschutzkonzepte sollten daher verbindlich um Aspekte digitaler Risi-

ken, Prävention und Intervention ergänzt werden. Ein „digitaler Kinderschutz“ erfordert klare 

Strukturen, geschultes Personal und abgestimmte Handlungsketten – und muss politisch 

ebenso gefördert und verankert werden wie der Schutz vor anderen Formen von Gewalt. 

 
6 Grawe, K. (2004). Neuropsychotherapie. Göttingen: Hogrefe. 
7 Fergus, S. & Zimmerman, M. A. (2005). Adolescent resilience: A framework for understanding healthy development in 
the face of risk. Annual Review of Public Health, 26, 399–419. https://doi.org/10.1146/annurev.pub-
lhealth.26.021304.144357  
8 Making every school a health-promoting school – Global standards and indicators 
9 Langford, R., Bonell, C. P., Jones, H. E., Pouliou, T., Murphy, S. M., Waters, E., ... & Campbell, R. (2014). The WHO 
Health Promoting School framework for improving the health and well‐being of students and their academic achieve-
ment. Cochrane Database of Systematic Reviews, (4). doi: 10.1002/14651858.CD008958.pub2  
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2) Eltern- und Familienkompetenz niedrigschwellig stärken 

Technische Lösungen ersetzen nicht die erzieherische Auseinandersetzung. Zentrale 

Schutzfaktoren sind vertrauensvolle Kommunikation, klare Regeln und Modellverhalten der 

Eltern. Ich befürworte landesweit verstetigte, niedrigschwellige Unterstützungsangebote – 

hybrid oder online, ggf. mit Mikro-Lerneinheiten (5–10 Minuten), in mehreren Sprachen und 

mit klaren Schritt-für-Schritt-Anleitungen (z. B. Altersverifikation, sichere Voreinstellungen, 

Meldewege, Unterstützungsangebote). Die NRW-Initiative „Kompetent im Netz – #KiN“ 10 zeigt 

die hohe Nachfrage und sollte ausgebaut und verstetigt werden. Flankierend empfehle ich – 

analog zu etablierten Maßnahmen in Deutschland – eine verstetigte Public-Health-Kommu-

nikation zur digitalen Hygiene und Elternbildung, gestützt durch klicksafe, Safer Internet Day, 

SCHAU HIN!, Gutes Aufwachsen mit Medien, Internet-ABC, JUUUPORT sowie klick-tipps (re-

gelmäßige, niedrigschwellige Informationsangebote, Checklisten, Kurzvideos, mehrsprachige 

Materialien). Diese Formate sind erprobt, breit sichtbar und lassen sich landesseitig über Ko-

operationen systematisch in Schulen und Elternarbeit integrieren. Darüber hinaus sollte die 

Dissemination dieser bereits vorhandenen qualitätsgesicherten Portale systematisch verbes-

sert werden, da die Lücke zwischen bestehendem Angebot und tatsächlicher Nutzung offen-

kundig bleibt. Eltern benötigen konkrete, alltagsnahe Orientierungshilfen – etwa Checklisten, 

kurze Videos oder interaktive Leitfäden, die den Dialog in der Familie fördern, statt Kontrolle 

oder Überwachung zu betonen. 

Besonders wirksam scheint dabei eine Haltung elterlicher Präsenz, wie sie das Präventions-

programm PROTECT – Mediensuchtprävention11 beschreibt: Eltern bleiben emotional und 

kommunikativ verfügbar, zeigen Interesse am digitalen Alltag ihrer Kinder und beziehen ihr 

soziales Umfeld aktiv ein. Forschung zeigt, dass solche präsenten, dialogorientierten Eltern-

Kind-Beziehungen Schutz und Vertrauen fördern12, während reine Kontrolle oder Überwa-

chung oft weniger wirksam sind13. Eine solche Haltung stärkt elterliche Digitalkompetenz als 

Teil einer umfassenden digitalen Erziehung und trägt zur Förderung von Vertrauen, Selbstwirk-

samkeit und Beziehungssicherheit bei – zentrale Schutzfaktoren für Kinder in einer zuneh-

mend mediatisierten Lebenswelt. Familienbasierte Prävention und schulische Schutzkon-

zepte gehören zusammen: Elternarbeit stärkt Selbstregulation und Dialogkompetenz im All-

 
10 Online-Angebote | Lehren und Lernen 
11 Lindenberg, K., Kindt, S. & Szász-Janocha, C. (2022). Effectiveness of cognitive behavioral therapy–based interven-
tion in preventing gaming disorder and unspecified internet use disorder in adolescents: A cluster randomized clinical 
trial. JAMA Network Open, 5(2), e2148995-e2148995. DOI: 10.1001/jamanetworkopen.2021.48995  
12 Symons, K., Ponnet, K., Emmery, K., Walrave, M. & Heirman, W. (2017). A qualitative study into parental mediation of 
adolescents’ Internet use. Computers in Human Behavior, 73, 423–432. https://doi.org/10.1016/j.chb.2017.04.004 
13 Livingstone, S. & Helsper, E. J. (2008). Parental mediation of children's internet use. Journal of Broadcasting & Elec-
tronic Media, 52(4), 581-599. https://doi.org/10.1080/08838150802437396  
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tag, Schulen sichern mit klaren, altersangemessenen Regeln fokussierte Lern- und Schutz-

räume. Beides ist komplementär – Präsenz in der Familie und Struktur in der Schule – und 

bildet die Grundlage für wirksame Prävention. 

3) Einheitliche, kindgerechte Regeln zur Smartphonenutzung an Schulen 

Ich begrüße ausdrücklich die Einführung klarer und landesweit einheitlicher Regeln zur 

Smartphonenutzung an Schulen – insbesondere die Umsetzung eines handyfreien Vormit-

tags bzw. einer Abwesenheit privater Smartphones mindestens im Unterricht. Ein solcher Rah-

men schafft Schutzräume, in denen Aufmerksamkeit, soziale Interaktion und Lernfokus wieder 

Vorrang haben können. 

Für Grundschulen halte ich – wie im Antrag gefordert – ein generelles Smartphoneverbot für 

pädagogisch und entwicklungspsychologisch sinnvoll. Kinder in diesem Alter verfügen noch 

nicht über die kognitiven und emotionalen Voraussetzungen, um die Risiken und sozialen Dy-

namiken digitaler Kommunikation angemessen zu steuern. Frühzeitige Smartphone-Nutzung 

ist mit erhöhter Ablenkbarkeit, Schlafstörungen, Cybermobbing-Erfahrungen und einer Ver-

schiebung hin zu bildschirmzentrierten Freizeitaktivitäten verbunden14,15. Ein schulweites Ver-

bot setzt daher einen klaren, altersangemessenen Rahmen und entlastet zugleich Eltern und 

Lehrkräfte in der Durchsetzung. Darüber hinaus sollte berücksichtigt werden, dass viele digi-

tale Anwendungen – insbesondere soziale Netzwerke, Online-Spiele und Messenger – gezielt 

verstärkungsbasierte Mechanismen nutzen, die auf Belohnung, sozialem Feedback und inter-

mittierender Verstärkung beruhen. Diese Prozesse aktivieren dopaminerge Belohnungssys-

teme und begünstigen, dass sich Nutzungsverhalten rasch verfestigt.4,16. Gerade Kinder und 

Jugendliche mit noch unreifen exekutiven Funktionen und eingeschränkter Impulskontrolle 

sind hier besonders anfällig für suchtähnliche Nutzungsmuster. Ein schulischer Rahmen 

ohne private Smartphones dient daher nicht nur der Konzentration, sondern auch der 

Primärprävention verhaltensbezogener Abhängigkeiten. Schulen übernehmen damit eine 

zentrale gesundheitsfördernde Funktion, indem sie Räume schaffen, in denen Selbstregula-

tion, soziale Kompetenz und Frustrationstoleranz gestärkt werden können. 

Ich befürworte daher Modelle, in denen private Smartphones während der Schulzeit sicher 

verwahrt werden – beispielsweise in abschließbaren Handytaschen oder zentralen Schließfä-

 
14 Twenge, J. M., Martin, G. N. & Campbell, W. K. (2018). Decreases in psychological well-being among American ado-
lescents after 2012 and links to screen time during the rise of smartphone technology. Emotion, 18(6), 765–780. Ado-
lescentHappinessSmartphones-Emotion-2018.pdf 
15 Przybylski, A. K. & Weinstein, N. (2017). A large-scale test of the Goldilocks hypothesis: Quantifying the relations 
between digital-screen use and the mental well-being of adolescents. Psychological Science, 28(2), 204–215. 
https://doi.org/10.1177/0956797616678438 
16 Montag, C. & Walla, P. (2016). Carpe diem instead of losing your social mind: Beyond digital addiction and why we 
all suffer from digital overuse. Cogent Psychology, 3, 1157281. https://doi.org/10.1080/23311908.2016.1157281  
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chern – und erst nach Unterrichtsschluss wieder zur Verfügung stehen. Diese Lösungen ver-

einen pädagogische Schutzwirkung mit praktischer Umsetzbarkeit und erhalten gleichzeitig 

notwendige Funktionen (z. B. digitale Tickets). Die Evidenzlage zu schulischen Handyverboten 

ist heterogen, weist jedoch deutliche Tendenzen auf: Studien zeigen, dass Ablenkung und 

Unterrichtsstörungen abnehmen, während Konzentration, soziale Interaktion und 

Schulklima insgesamt positiver bewertet werden.17,18,19 Internationale Untersuchungen be-

legen zudem, dass eine reduzierte Smartphone-Verfügbarkeit Lernleistungen, Schlafqualität 

und psychisches Wohlbefinden verbessern kann20,21. So zeigte etwa die Studie von Beland 

und Murphy (2016), dass schulische Handyverbote insbesondere bei leistungsschwäche-

ren Schüler:innen zu signifikanten Leistungszuwächsen führten. Ergänzend weisen experi-

mentelle Befunde darauf hin, dass bereits die bloße Präsenz von Smartphones die Aufmerk-

samkeit und Gesprächsqualität beeinträchtigen kann, und dass eine Reduktion der Bildschirm-

zeit positive Effekte auf Wohlbefinden und Schlaf hat18,20,22. 

Gleichzeitig betonen differenzierende Befunde, dass es nicht um generelle Verbote digitaler 

Medien gehen sollte, sondern um eine alters- und kontextangemessene Balance. Im Sinne 

der „Goldilocks-Hypothese“13 kann eine moderate, klar strukturierte Mediennutzung unbedenk-

lich oder sogar förderlich sein. Ein „handyfreier Vormittag“ schafft somit genau diese Balance 

zwischen notwendiger digitaler Teilhabe und entwicklungspsychologisch sinnvollen Offline-

Räumen. Auch wenn reine Verbote ohne pädagogische Begleitung weniger nachhaltig wirken, 

zeigen die Daten, dass klare Strukturen – kombiniert mit Aufklärung und sozialem Lernen – 

das schulische Miteinander deutlich verbessern können. 

Ich empfehle daher, landesseitig eine Muster-Nutzungsordnung mit klaren Ausnahmeregelun-

gen (medizinisch, assistiv, pädagogisch) zu entwickeln, die für Schulen verbindlich und 

rechtssicher umsetzbar ist. Begleitend sollten aktive Pausen, Regeln zum respektvollen Um-

gang im Netz, Elternarbeit und eine Evaluation (z. B. zu Aufmerksamkeit, Schulklima, Cyber-

mobbing-Prävalenz) vorgesehen werden.  

 
17 OECD. (2024). Managing screen time: How to protect and equip students to navigate digital environments (PISA in 
Focus No. 124). OECD Publishing. Managing screen time | OECD 
18 Böttger, T. & Zierer, K. (2024). To ban or not to ban? A rapid review on the impact of smartphone bans in schools on 
social well-being and academic performance. Education Sciences, 14(8), 906. 
https://doi.org/10.3390/educsci14080906  
19 Ward, A. F., Duke, K., Gneezy, A. & Bos, M. W. (2017). Brain drain: The mere presence of one’s own smartphone re-
duces available cognitive capacity. Journal of the Association for Consumer Research, 2(2), 140-154. 
https://doi.org/10.1086/691462 
20 Beland, L.-P. & Murphy, R. (2016). Ill communication: Technology, distraction & student performance. Labour Eco-
nomics, 41, 61–76. https://doi.org/10.1016/j.labeco.2016.04.004 
21 Pieh, C., Humer, E., Hoenigl, A., Schwab, J., Mayerhofer, D., Dale, R. & Haider, K. (2025). Smartphone screen time 
reduction improves mental health: a randomized controlled trial. BMC Medicine, 23(1), 107. 
https://doi.org/10.1186/s12916-025-03944-z  
22 Dwyer, R. J., Kushlev, K., & Dunn, E. W. (2018). Smartphone use undermines enjoyment of face-to-face social inter-
actions. Journal of Experimental Social Psychology, 78, 233-239. https://doi.org/10.1016/j.jesp.2017.10.007 
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Zur häufig diskutierten Frage, ob eher das Gerät oder bestimmte Apps und Dienste reguliert 

werden sollten: Eine allgemeine Regelung zur Smartphonenutzung im Schulkontext ist deut-

lich verlässlicher und nachhaltiger als wechselnde App-Verbotslisten, da sich Plattformen und 

Trenddienste ständig verändern. Parallel sollten Kinder und Jugendliche verstehen, wie digi-

tale Dienste funktionieren – etwa wie Feeds, Autoplay oder Push-Benachrichtigungen Auf-

merksamkeit gezielt binden. Auf europäischer Ebene verpflichtet der Digital Services Act 

(DSA) Plattformen bereits dazu, altersgerechte und sichere Voreinstellungen für Minderjährige 

bereitzustellen; künftig könnten EUDI-Wallet-Lösungen eine datensparsame Altersverifikation 

ermöglichen, ohne die Privatsphäre der Nutzenden zu gefährden. 

Ziel ist nicht die Verteufelung digitaler Medien, sondern die bewusste Wiederherstellung 

von Konzentration, sozialem Miteinander und psychischer Entlastung im schulischen 

Alltag. Smartphones gehören in die Lebenswelt junger Menschen – aber nicht in den Unter-

richt. 

4) Lehrkräftequalifizierung, Referatslösung & Governance 

Systematische Fortbildungsangebote sind essenziell, insbesondere für Lehrkräfte, die länger 

im Dienst sind. Inhalte sollten an den Medienkompetenzrahmen NRW anschließen und um 

Algorithmen/Desinformation, digitale Selbstregulation, Hilfe-Suchen ergänzt werden. Zielfüh-

rend ist ein drei-stufiges Format (Präsenz, Online, zeitversetzte Reflexionsmodule) mit Quali-

tätssicherung – organisatorisch nahe bei QUA-LiS NRW (Synergien: Bildungsmonitoring, Eva-

luation). Vor der Schaffung neuer Strukturen empfehle ich, ein landesweites Monitoring zur 

Umsetzung des Medienkompetenzrahmens an Schulen aufzusetzen (Hemmnisse: v. a. Zeit-

/Personalmangel) und auf dieser Basis Fortbildungs- und Materiallücken gezielt zu schließen. 

Ein neues Referat im MSB ist nur dann sinnvoll, wenn es klar mit bestehenden Akteuren (QUA-

LiS, Schulaufsicht, LfM, ggf. Landesstelle) verzahnt wird und Indikation/Evaluation verantwor-

tet – ansonsten droht Strukturmehrung ohne Wirkung. 

Um Wirksamkeit und Nachhaltigkeit sicherzustellen, empfehle ich den Aufbau eines landes-

weiten Monitoringsystems zur systematischen Erfassung und Bewertung medienpädagogi-

scher, präventiver und gesundheitlicher Maßnahmen. Dieses Monitoring sollte wissenschaft-

lich begleitet werden, bestehende Evaluationen integrieren und regelmäßig berichten, welche 

Programme wirken und welche nicht. Ein solches evidenzbasiertes Beobachtungssystem 

würde langfristig (finanzielle) Ressourcen sparen, da ineffektive Maßnahmen frühzeitig identi-

fiziert und erfolgreiche Ansätze gezielt skaliert werden könnten.  

5) Programme & Dienste: Medienscouts, Digital Streetwork, Mental-Health-

Coaches, Landesstelle 

Die Medienscouts NRW sind ein bewährtes und hoch akzeptiertes Peer-Education-Programm, 

das Schülerinnen und Schüler befähigt, Themen wie Datenschutz, Cybermobbing und den 
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reflektierten Umgang mit sozialen Medien aktiv in die Schulkultur einzubringen. Evaluationen 

der Landesanstalt für Medien NRW (2012, 2014, 2017, 2021) belegen deutliche Prozessge-

winne – etwa eine gestärkte Partizipation der Jugendlichen, verbesserte Kommunikation in-

nerhalb der Schulgemeinschaft und eine erhöhte Sensibilität für digitale Themen und Schulkli-

mafragen. Gerade in einer Zeit, in der Einsamkeit, soziale Isolation und Polarisierung 

unter Kindern und Jugendlichen zunehmen, sollten Peer-to-Peer-Ansätze wie dieses 

Programm gezielt ausgebaut und nachhaltig gefördert werden. Sie stärken nicht nur digi-

tale und soziale Kompetenzen, sondern fördern auch Zugehörigkeit, Verbundenheit und ge-

genseitige Unterstützung – zentrale Schutzfaktoren für psychische Gesundheit, soziales Ler-

nen und demokratische Teilhabe. Damit leisten Programme wie die Medienscouts NRW einen 

wichtigen Beitrag zur Resilienzförderung, Gewaltprävention und Stärkung demokratischer 

Werte im schulischen Alltag. 

Digital Streetwork NRW ist ein innovativer Ansatz, um Jugendliche niedrigschwellig in digitalen 

Räumen anzusprechen, insbesondere dort, wo klassische Jugendhilfeangebote kaum greifen. 

Der Nutzen steigt mit der Vernetzung zu Schulen, Jugendämtern und Beratungsstellen – die 

Initiative sollte daher als Lotsen- und Schnittstellenprojekt zwischen Online- und Präsenzarbeit 

weiterentwickelt werden. 

Bei den geplanten Mental-Health-Coaches sehe ich aktuell Konzeptions- und Qualitätslücken. 

Weder Qualifikationsstand noch Anbindung an bestehende Versorgungsstrukturen sind klar 

definiert, und die Aufgaben überschneiden sich mit denen der Schulsozialarbeit und der psy-

chologischen Fachdienste. Finanzielle Mittel wären hier wirksamer in multiprofessionellen 

Spezialsprechstunden oder Ambulanzen eingesetzt, die Beratung, Supervision, Fortbildung 

und Forschung bündeln – ein Ansatz, den ich bereits in meinem früheren Gutachten (Drs. 

18/10501) empfohlen habe und weiterhin als zielführend betrachte. 

Eine Landesstelle Mediensuchtprävention ist nur dann sinnvoll, wenn sie interdisziplinär auf-

gestellt und koordiniert arbeitet – mit einem klaren Mandat für Monitoring, Qualitätssicherung, 

Fortbildung, Öffentlichkeitsarbeit und Forschung. Andernfalls droht eine Doppelstruktur zu be-

stehenden Einrichtungen (z. B. LfM NRW). Effektiver wäre ein koordiniertes Netzwerk oder 

Gremium, das bestehende Kompetenzen bündelt, Synergien herstellt und Standards landes-

weit einheitlich definiert. 

6) Bewegungs- und Pausenräume, Lehrmittelfreiheit & Gerätebereitstellung 

Analoge Pausenkonzepte und bewegungsfreundliche Schulhöfe sind didaktisch und präventi-

onslogisch sinnvoll (Gegenpol zur Dauer-Bildschirmexposition; Förderung sozialer Interak-

tion). Lehrmittelfreiheit für digitale Endgeräte ist im Sinne der Chancengleichheit zu begrüßen 

– sie erzeugt jedoch keine Effekte ohne didaktische Integration, Fortbildung und technischen 

Support. Empfehlung: Schul-Endgeräte mit sicheren Standard-Konfigurationen, App-Freigabe 
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für Unterrichtszwecke, täglichem Reset und einheitlichen Sicherheitskonzepten, um Ungleich-

heiten zu vermeiden und Unterricht verlässlich zu unterstützen.  

7) Praktische Umsetzungshinweise  

Es existieren in Deutschland bereits praxisnahe Schulkonzepte zur handyfreien Schule (z. B. 

Lösungen wie Lock&Learn23, LOCKSTA24). Ich empfehle, diese systematisch zu bündeln, 

Good-Practice zu extrahieren (z. B. Handytaschen, Schließfächer, Ausnahmelogiken, Kommu-

nikationspläne) und als NRW-Leitfaden verfügbar zu machen. Zur Entlastung der Lehrkräfte 

sollten rechtlich geprüfte Mustertexte (Schulordnung, Elterninfo) bereitstehen; partizipative 

Schulkonferenz-Prozesse erhöhen Akzeptanz und Compliance.  

 

Fazit: 

Digitale Gesundheit entsteht nicht durch Verbote, sondern durch Beziehung, Kompe-

tenz und Verantwortung. Sie ist kein Zustand, sondern ein gemeinsamer Aushandlungspro-

zess zwischen Schutz und Freiheit, Struktur und Vertrauen. Ordnungspolitische Maßnahmen 

wirken, wenn sie pädagogisch gerahmt, fair durchgesetzt und konsequent evaluiert werden. 

 

 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ira-Katharina Petras 

Leitung AG Digitale Medizin 

Kontakt: ipetras@ukaachen.de 

 
23 Smartphonefreie Schule 
24 Handyfreie Schulen mit LOCKSTA 


